
Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Vorlage Nr. 15/2765

öffentlich

Datum: 06.12.2024

Dienststelle: OE 2

Bearbeitung: Frau Kaiser

Landschaftsversammlung 11.12.2024 Kenntnis

Tagesordnungspunkt:

Benehmensherstellung zur Festsetzung des Umlagesatzes für die 
Haushaltsjahre 2025 und 2026; Kenntnisnahme der Stellungnahmen der 
Mitgliedskörperschaften des LVR zum Doppelhaushalt 2025/2026

Kenntnisnahme:

Die Landschaftsversammlung Rheinland nimmt gemäß Vorlage Nr. 15/2765 die 
Stellungnahmen der Mitgliedskörperschaften des LVR zur Umlagesatzgestaltung für die 
Haushaltsjahre 2025 und 2026 zur Kenntnis.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung 

Im Rahmen der Benehmensherstellung haben die Mitgliedskörperschaften des LVR gemäß 

§ 23 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO NRW) in Verbindung mit § 55 Kreis-

ordnung (KrO NRW) das Recht, Stellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage zu neh-

men.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben bis zum 3. Dezember 2024 insgesamt 11  

Mitgliedskörperschaften Stellungnahmen zur Festsetzung der Landschaftsumlage für den  

Doppelhaushalt 2025/2026 übersandt.  

Die in diesem Zusammenhang eingegangenen Stellungnahmen der Mitgliedskörperschaf-

ten sind in analoger Anwendung des § 55 Absatz 2 KrO NRW als Einwendungen zu werten 

und der Landschaftsversammlung Rheinland zusammen mit der Zuleitung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung 2025/2026 und deren Anlagen zur Kenntnis zu geben. Die Stellung-

nahmen sind als Anlagen beigefügt. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/2765: 

1 Ausgangslage  

Im Rahmen der Benehmensherstellung haben die Mitgliedskörperschaften des LVR gemäß 

§ 23 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO NRW) in Verbindung mit § 55 Kreis-

ordnung (KrO NRW) das Recht, Stellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage zu neh-

men. Gegenstand der Benehmensherstellung ist dabei ausschließlich die Festsetzung des 

Umlagesatzes der Landschaftsumlage und nicht die Haushaltsplanung insgesamt.  

Das Benehmen ist spätestens sechs Wochen vor Aufstellung des Entwurfs der Haushalts-

satzung einzuleiten. Zudem ist den Mitgliedskörperschaften vor Beschlussfassung über die 

Haushaltssatzung in öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben.  

In Abhängigkeit von der Einbringung des Entwurfs der Haushaltssatzung für die Haushalts-

jahre 2025 und 2026 in die Landschaftsversammlung Rheinland am 11. Dezember 2024 

hat der LVR fristgerecht mit Schreiben vom 2. Oktober 2024 das Verfahren zur Benehmens- 

herstellung eingeleitet. Den Mitgliedskörperschaften wurde die Möglichkeit eingeräumt, 

eine Stellungnahme abzugeben, und zwar zunächst bis zum 29. November 2024, um die 

Stellungnahmen zusammen mit der Einbringung des Haushaltsentwurfes der Landschafts-

versammlung Rheinland zur Kenntnisnahme vorzulegen. Ein Eckpunktepapier zu den in-

haltlichen Schwerpunkten des LVR-Haushaltsentwurfs und seinen Grundlagen, wie z.B. die 

von der Landesregierung am 1. August 2024 veröffentlichten Arbeitskreisrechnung zu den 

Eckpunkten zum Entwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes (GFG) 2025, wurde eben-

falls am 2. Oktober 2024 versendet.  

Die öffentliche Anhörung der Mitgliedskörperschaften ist am 4. Dezember 2024 erfolgt; für 

die kreisangehörigen Gemeinden hat eine entsprechende Informationsveranstaltung am 5. 

Dezember 2024 stattgefunden.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben bis zum 3. Dezember 2024 insgesamt 11  

Mitgliedskörperschaften Stellungnahmen zur Festsetzung des Umlagesatzes abgegeben:  

Kreisfreie Städte:  

 Bonn, 

 Düsseldorf, 

 Duisburg, 

 Köln,  

 Mülheim a.d.R.,  

 Solingen; 

 

Kreise: 

 Kreis Kleve, 

 Kreis Mettmann,  

 Kreis Wesel, 

 Rhein-Sieg-Kreis; 

StädteRegion Aachen. 

 

 

Die Stellungnahmen sind als Anlagen zu dieser Sitzungsvorlage beigefügt. 
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2 Zulässigkeit von Einwendungen und Verfahren der  

Benehmensherstellung 

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes der 

Landschaftsumlage ergeben sich aus § 23 Absatz 2 LVerbO NRW in Verbindung mit  

§ 55 Kreisordnung (KrO NRW). Demnach erfolgt die Festsetzung der Landschaftsumlage 

im Benehmen mit den Mitgliedskörperschaften. Diese Form der Beteiligung geht über eine 

bloße Anhörung hinaus, reicht aber nicht so weit, dass ein Einvernehmen erzielt werden 

muss. Gegenstand der Benehmensherstellung ist nicht die Haushaltsplanung im Detail, 

sondern die vorgesehene Höhe des Umlagesatzes der Landschaftsumlage. 

Das Benehmensverfahren ist spätestens sechs Wochen vor Aufstellung des Entwurfs der 

Haushaltssatzung einzuleiten und soll eine frühzeitige Beteiligung noch während der Pla-

nungsphase gewährleisten. Zunächst sind die im Zuge der Benehmensherstellung seitens 

der Mitgliedskörperschaften abgegebenen Stellungnahmen der Landschaftsversammlung 

mit der Zuleitung des Entwurfs der Haushaltssatzung und ihrer Anlagen zur Kenntnis zu 

geben, was mit der vorliegenden Sitzungsvorlage erfolgt. Die bisher eingegangenen Ein-

wendungen sind dieser Vorlage als Anlagen beigefügt. Eine Würdigung der vorgebrach-

ten Stellungnahmen wird durch die Verwaltung noch vor der Verabschiedung des Doppel-

haushaltes 2025/2026 im Februar 2025 vorgenommen.  

Zudem ist den Mitgliedskörperschaften vor der Beschlussfassung über die Haushaltssat-

zung mit ihren Anlagen in öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Die 

öffentliche Anhörungsveranstaltung für die Mitgliedskörperschaften hat am 4. Dezember 

2024 stattgefunden; darüber hinaus wurde den kreisangehörigen Gemeinden eine entspre-

chende Informationsveranstaltung am 5. Dezember 2024 angeboten.  

Über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften hat die Landschaftsversammlung in 

öffentlicher Sitzung zu beschließen; ferner ist den Mitgliedskörperschaften das Beratungs-

ergebnis und dessen Begründung mitzuteilen. Die Beschlussfassung über die Haushalts-

satzung mit ihren Anlagen und über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften durch 

die Landschaftsversammlung ist am 25. Februar 2025 vorgesehen.  

Gegen die Zulässigkeit der eingegangenen Einwendungen gem. § 55 KrO NRW bestehen 

keine Bedenken. Eine Wertung der Begründetheit der Einwendungen findet mit dieser Vor-

lage nicht statt.  

 

3 Inhalte der Stellungnahmen 

Die wesentlichen inhaltlichen Aspekte der bis zum 3. Dezember 2024 eingegangenen  

Stellungnahmen der Mitgliedskörperschaften (MGK) werden in der nachfolgenden Tabelle 

zusammengefasst dargestellt.  
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MGK Stellungnahmen 

Bonn  

  

  

Die Konsolidierungsbemühungen werden anerkannt, jedoch wird eine 

noch stärkere Konsolidierung erwartet 

Umlagesätze in der Mittelfrist-Planung sollten reduziert werden 

Globaler Minderaufwand sollte eingeplant werden 

Düsseldorf 

  

  

  

Einsatz der Ausgleichrücklage wird begrüßt  

Forderung, die Ergebnisse der Modellrechnung zu berücksichtigen 

(leichte Verbesserung bei Schlüsselzuweisungen und Landschaftsum-

lage) 

Aufwendungen sollen weiterhin kritisch hinterfragt und überprüft wer-

den  

Umlagesätze in der Mittelfrist-Planung sollen konstant und niedrig blei-

ben 

Duisburg 

  

Umlagesätze im Vergleich zum Haushaltsjahr 2024 steigen zu stark 

Umlagesätze in der Mittelfrist-Planung sind zu hoch 

Köln 

  

  

  

  

Ergebnisse der Modellrechnung sollen berücksichtigt werden (leichte 

Verbesserung bei den allgemeinen Deckungsmitteln) 

Aufwuchs im Stellenplan wird stark kritisiert 

Bitte, frühzeitig ein Signal zum etwaigen vorzeitigen Verzehr der Aus-

gleichsrücklage (wegen Mehrbelastung der MGK) zu geben 

Die Einplanung eines globalen Minderaufwandes sollte geprüft werden 

Möglichkeit eines Verlustvortrages prüfen 

Mülheim a.d. 

Ruhr 

  

  

  

Umlagesätze im Vergleich zum Haushaltsjahr 2024 steigen zu stark 

Alle Mehrbelastungen sind nochmals kritisch zu prüfen 

Ergebnisse der Modellrechnung sollen berücksichtigt werden (leichte 

Verbesserung bei den allgemeinen Deckungsmitteln) 

Konsolidierung soll weiterverfolgt werden 

Solingen * 

  

  

Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage und  Konsolidierung werden 

begrüßt  

Zu starke Aufwandssteigerungen; Aufgabenkritik ist erforderlich 

Planungsannahmen bei Erträgen (Allgemeine Deckungsmittel) sind zu 

pessimistisch  

Kreis Kleve 

  

  

Anerkennung der Konsolidierungsbemühungen und des Einsatzes der 

Ausgleichrücklage  

Forderung nach Begrenzung der Aufwandssteigerungen in den sozialen 

Leistungsbereichen; eine Diskussion über Standards in der Eingliede-

rungshilfe sei erforderlich 

Kritik an starken Steigerungen der Umlagesätze von 2024 nach 2025 

und 2026, aber auch in der Mittelfrist-Planung 
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Kreis Mett-

mann 

  

  

  

Zu starke Steigerung des Umlagesatzes von 2024 nach 2025 

Alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten sollen entlastend zur Ab-

senkung des Umlagesatzes eingesetzt werden  

Bitte um nachhaltige Konsolidierung, um aufwachsende Kostenentwick-

lungen aufzufangen 

Kreis Wesel 

  

  

  

Die Konsolidierungsbemühungen werden anerkannt, jedoch wird eine 

noch stärkere Konsolidierung erwartet 

Die Umlagesätze im Vergleich zum Haushaltsjahr 2024 steigen zu 

stark; es werden erhöhte Konsolidierungsanstrengungen gefordert 

Diskussion zu den Standards in der EGH ist erforderlich; MGK sollten 

darin eingebunden werden 

Ergebnisse der Modellrechnung sollen berücksichtigt werden (leichte 

Verbesserung bei allgemeinen Deckungsmitteln) 

Rhein-Sieg- 

Kreis 

  

  

  

Einsatz der Ausgleichrücklage und Konsolidierung werden begrüßt  

Ergebnisse der Orientierungsdaten sollten berücksichtigt werden  

Ergebnisse der Modellrechnung sollen berücksichtigt werden (leichte 

Verbesserung bei allgemeinen Deckungsmitteln) 

Der Umlagesatz sollte nach Anwendung der Orientierungsdaten und 

der Modellrechnung nach unten angepasst werden 

StädteRegion 

Aachen 

  

  

  

  

  

  

Der konsequente Einsatz der Ausgleichrücklage und die Konsolidie-

rungserfolge werden anerkannt 

Hinweis: Doppelhaushalt birgt Risiko einer notwendig werdenden An-

passung für das 2. Haushaltsjahr  

Weitergehende Konsolidierungsbemühungen, auch und insbesondere 

im Bereich Personalaufwand, werden erwartet 

Überprüfung der freiwilligen Leistungen wird gefordert 

Ein globaler Minderaufwand sollte eingeplant werden 

Forderung nach Berücksichtigung der Ergebnisse der Modellrechnung 

und Orientierungsdaten  

Weitere Senkungspotenziale sollten im Zuge der Haushaltsberatungen 

berücksichtigt werden 

 

* Hinweis: Die Stadt Solingen ist in ihrer Stellungnahme detailliert auf die Steigerung der 

Aufwendungen im Produktbereich 01 Innere Verwaltung eingegangen (s. Seite 2): der 

Mehraufwand gegenüber dem Haushaltsjahr 2024 entspreche rund 13 %. Der LVR weist 

darauf hin, dass diese Annahme nach sorgfältiger Prüfung als nicht korrekt identifiziert 

wurde. Das Versehen besteht in der Zugrundelegung eines nicht korrekten (zu niedrigen) 

Basiswertes für das Haushaltsjahr 2024, was dazu führt, dass der Anstieg nach 2025 zu 

hoch angenommen wurde. Die Steigerung, die aus den korrekten Zahlen der Eckpunkte-

papiere 2024 und 2025/2026 des LVR hervorgeht, beträgt nur rund 4 %.  
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4 Weiteres Verfahren 

Die Mitgliedskörperschaften wurden im Rahmen der Anhörung am 4. Dezember 2024 über 

die aktuellen Entwicklungen informiert. Die Stellungnahmen des LVR auf die Einwendungen 

der Mitgliedskörperschaften werden der Landschaftsversammlung Rheinland am 25.  

Februar 2025 vor der Verabschiedung des Doppelhaushaltes 2025/2026 zur Beratung und 

Beschlussfassung vorgelegt. 

 

In Vertretung 

 

H i l l r i n g h a u s  

 





















Der Oberbürgermeister • Stadt Mülheim an der Ruhr

LVR - Landschaftsverband Rheinland

Frau Ulrike Lubek

Herr Tilman Hillringhaus

Kennedy-Ufer 2

50679 Köln

11
TT
Fachbereich Finanzen

Am Rathaus 1

Zimmer B.343

Eingang Rathausturm

45468 Mülheim an der Ruhr

Herr Lauterfeld

Telefon: 02 08 / 4 55 20 84

Telefax: 02 08 / 4 55 58 20 84

E-Mail: lars.lauterfeld@muelhelm-ruhr.de
Internet: www.muelheim-ruhr.de

Aufstellung des Entwurfes für den Doppelhaushalt 2025/ 2026

Einleitung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrter Herr Hillringhaus,

vielen Dank für die Übersendung des Schreibens vom 02.10.2024 und die Bereitstellung des

Eckwertepapiers mit den wesentlichen Daten des Haushaltsplanentwurfes für den

Doppelhaushalt 2025/2026, mit dem Sie das Verfahren zur Benehmensherstellung gem. §

23 Absatz 2 Landschaftsverbandsordnung NRW i.V.m. § 55 Kreisordnung NRW einleiten.

Die Stadt Mülheim an der Ruhr folgt hiermit gerne Ihrer Aufforderung zur Stellungnahme im

Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens zur Benehmensherstellung.

Da der eigentliche Gegenstand des Benehmensverfahrens die Verständigung über die Höhe

des Umlagesatzes ist, beschränkt sich die Rückäußerung auf diesen Kernpunkt.

Die in Ihrem Begleitschreiben vom 02.10.2024 gegebenen Erläuterungen zu wesentlichen

Positionen aus der Ergebnis- und der Finanzplanung werden zur Kenntnis genommen.

Im Begleitschreiben geben Sie bekannt, dass der Umlagesatz aus dem Jahr 2024 von 15,45

% in 2025 auf nun 16,20 % und in 2026 auf 16,40 % ansteigen soil. In den Jahren der

mittelfristigen Planung soli dieser auf bis zu 17,23 % im Jahr 2029 weiter ansteigen.



Sie begründen die Erhöhung neben den finanzwirtschaftlichen Auswirkungen der hohen

Inflation in den vergangenen Jahren im Wesentlichen mit den tarif- und fallzahlbedingten

Aufwandssteigerungen im Bereich der Eingliederungshilfe für Kinder mit (drohender)

Behinderung im Vorschulalter sowie den tarifbedingt höheren Aufwendungen im Bereich der

Eingliederungshilfe für Erwachsene. Die Steigerung von Kosten in Folge der hohen Inflation

wirkt sich auch auf den Haushalt der Stadt Mülheim an der Ruhr in fast alien Bereichen

negativ aus. Die Erhöhung des Umlagesatzes - auch wenn dieser im Haushaltsplan in der

mittelfristigen Planung bereits bekannt war - im Vergleich zum Vorjahr stellt nun eine

zusätzliche finanzielle Belastung für die Stadt Mülheim an der Ruhr im nächsten

Haushaltsjahr dar, wodurch weitere Einschnitte für die Einwohner*innen der Stadt

entstehen.

Im Interesse der Mitgliedskörperschaften ist daher jede Mehrbelastung auf den Prüfstand zu

stellen. Als Kommune wird jede Ausgabeposition seit Jahren hinsichtlich der rechtlichen

Notwendigkeit bewertet und entsprechend des Ergebnisses gestrichen oder in der Regel

zumindest gekürzt. Dieses Vorgehen wurde aufgrund der aktuell prekären Haushaltslage bei

der Aufstellung des Haushaltes 2025 vor Ort nochmal verschärft. Diese Betrachtung und

Vorgehensweise muss daher auch zwingend weiterhin für ihren Verband gelten, der sich u.

a. über Gemeinden finanziert, die seit Jahren nur noch gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben

umsetzen können.

Nach Bekanntgabe der Modellrechnung des Landes NRW zum Gemeindefinanzierungsgesetz

2025 erwartet der LVR Mehrerträge von rd. 6 Mio. C. Die Stadt Mülheim an der Ruhr

erwartet, dass sämtliche Mehrerträge zur Konsolidierung eingesetzt werden.

Aufgrund des gestiegenen Umlagesatzes erneuert und bekräftigt die Stadt Mülheim an der

Ruhr daher die Forderung nach einer adäquaten Beteiligung der sich über die Umlagen ihrer

Mitglieder finanzierenden Gemeindeverbände an den Haushaltskonsolidierungsbemühungen

und bittet daher auch den Landschaftsverband Rheinland alle im Haushaltsplanentwurf

2025/2026 vorgesehenen Aufwendungen einer besonders kritischen Prüfung zu unterziehen

und das bereits laufende Konsolidierungsprogramm stringent einzuhalten und ggfls. um

weitere Maßnahmen zu ergänzen, wie es vor Ort ebenfalls erfolgt ist.

(lit freundlichen Grüßen

7
(My Buchholz)















Kreis Wesel
Der Landrat

Kreis Wesel - Der Landrat ■ Postfach 10 11 60 • 46471 Wesel

An den
Landschaftsverband Rheinland
Frau Landesdirektorin Lubek
Dezernat 2
50663 Köln

s FD 20-1 Finanzen und Beteiligungen

Reeser Landstraße 31
46483 Wesel

Anschrift

Ansprech person Andre van de Sand

E-Mail andre.van-de-sand@
kreis-wesel.de

Telefon 0281 207-2325

Telefax 028120767-2325

Ihr Schreiben 21.10 v. 02.10.2024

Mein Zeichen

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 8.30-12.00 Uhr
Mo.-Do. 14.00 -16.00 Uhr

Datum .11.2024

Aufstellung des Entwurfs der Haushaltssatzung des Landschaftsverbandes Rheinland für die 
Haushaltsjahre 2025 und 2026

hier: Einleitung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage gern. § 23 Abs. 2 
LVerbO NRW i. v. m. § 55 KrO NRW

Sehr geehrte Frau Landesdirektorin Lubek,

mit Schreiben vom 02.10.2024 haben Sie das Benehmen zur Festsetzung der Landschaftsumlage für die 
Jahre 2025 und 2026 gern. § 23 Abs. 2 LVerbO NRW i. V. m. § 55 Kro NRW eingeleitet. Für die Gelegenheit 
zur Stellungnahme möchte ich mich herzlich bedanken.

Für das Haushaltsjahr 2025 planen Sie analog der mittelfristigen Planung aus dem Haushalt 2024 einen 
Hebesatz von 16,2 %. Für 2026 soll dieser gegenüber der mittelfristigen Planung um 0,1 % auf 16,4 % 
sinken. Gegenüber dem Hebesatz in 2024 (15,45 %) bedeutet dies eine Steigerung von 0,75 % in 2025 
und nochmals 0,2 % in 2026. Für den Kreis Wesel stellt diese Erhöhung auf Grundlage der 
Modellrechnung zum GFG 2025 einen Mehraufwand i. H. v. rd. 12,3 Mio. € in 2025 und nochmals 8,9 
Mio. € in 2026, insgesamt 21,2 Mio. €, gegenüber 2024 dar. Damit steigt die Landschaftsumlage, als mit 
Abstand höchste Ausgabeposition im Kreishaushalt, weiter erheblich an.

Grundlage für Ihre Kalkulation ist u. a. die Arbeitskreisrechnung zum GFG 2025 sowie die 
Orientierungsdaten 2025 - 2028. Hiernach rechnen Sie mit einer Landschaftsumlage i. H. v. rd. 3.872,3 
Mio. € in 2025 sowie 3.998,5 Mio. € in 2026. Auf Grundlage der Modellrechnung zum GFG 2025 sind die 
Umlagegrundlagen nochmals leicht gestiegen. Dadurch ergibt sich bei dem von Ihnen vorgesehenen 
Hebesatz in 2025 eine um rd. 2,3 Mio. € erhöhte Landschaftsumlage.

K» Service-Center 0281 207-0

Konten der Kreiskasse Wesel: 

Sparkasse am Niederrhein
IBAN: DE71 3545 0000 11010001 05
BIC: WELADED1MOR

Niederrheinische Sparkasse RheinLippe
IBAN: DE45 3565 0000 0000 2001 54
BIC: WELADED1WES

wesel.de


Trotz der Anhebung der Hebesätze in 2025 und 2026 werden Fehlbeträge i. H. v. rd. 32,8 Mio. € in 2025 
und 7,9 Mio. € in 2026 geplant, die aus der Ausgleichsrücklage finanziert werden sollen. Dadurch ist die 
Ausgleichsrücklage unter Berücksichtigung des prognostizierten Defizits in 2024 fast vollständig 
aufgebraucht. Die Fehlbeträge fallen hierbei trotz Aufwandseinsparungen im Rahmen des laufenden 
Konsolidierungsprogramms 2021 -2025 i. H. v. rd. 36,8 Mio. € in 2025 sowie durch die Fortschreibung 
des Konsolidierungsprogramms um 1 Jahr i. H. v. rd. 44,8 Mio. € in 2026 an. Ab 2027 ist die Auflage eines 
neuen Konsolidierungsprogramms vorgesehen. Bis 2029 ist im Rahmen der mittelfristigen Planung eine 
weitere jährliche Anhebung des Hebesatzes bis auf 17,23 % vorgesehen.

Ihre Konsolidierungsbemühungen sind anzuerkennen, jedoch ist eine langfristige Strategie notwendig, 
um Umlageerhöhungen zu vermeiden und den Mitgliedskommunen Planungssicherheit zu geben.

Hierzu wird es insbesondere notwendig sein, eine Diskussion zu den Standards in der Eingliederungshilfe 
zu beginnen. Dabei sollten das Land und ihre Mitgliedskommunen einbezogen werden.

In der angekündigten Auflage eines neuen Konsolidierungsprogramms ab 2027 sind daher erhöhte 
Einsparungen zu realisieren, um spätestens dann durch einen gleichbleibenden Hebesatz die 
angespannte Finanzsituation der kommunalen Familie insgesamt zu stabilisieren. Dies gilt insbesondere 
unter Berücksichtigung des sich abzeichnenden Verzehrs der Ausgleichsrücklage.

Darüber hinaus erhoffe ich mir weitere Informationen im Rahmen der öffentlichen Anhörung.

Mit freundlichen Grüßen

Brohl
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StädteRegion -Aachen • Postfach 500451 • 52088 Aachen

Landschaftsverband Rheinland
Frau Direktorin
Ulrike Lubek
Kennedy-Ufer 2

50679 Köln

Haushaltsplanentwurf 2025/2026;

Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage;

hier: Stellungnahme

StädteRegion
Aachen

Sehr geehrte Frau Lubek,

vielen Dank für die frühzeitige Übersendung des Schreibens zur Einlei-

tung der Benehmensherstellung zur Festsetzung der Landschaftsumlage

für den Haushalt 2025/2026. Dies versetzt die StädteRegion in die Lage,

frühzeitig mit verlässlichen Werten in der eigenen Haushaltsplanung zu

kalkulieren.

Sie verweisen in lhrem Eckdatenpapier insbesondere auf die Risiken und

Unwägbarkeiten im Bereich der Eingliederungshilfe infolge des BTHG und

des AG-BTHG NRW.

Weiterhin nehmen Sie Bezug auf die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen

der hohen Inflation und der damit verbundenen Tarifsteigerungen, ins-

besondere in der Eingliederungshilfe.

Sie gehen auf Basis der zum Zeitpunkt der Benehmenseinleitung noch

nicht vorliegenden Modellrechnung zum Finanzausgleich von eigenen

Annahmen auf Grundlage der Arbeitskreisrechnung, der Orientierungs-

daten und der Entwicklung des Steueraufkommens aus.

Trotz diverser Unwägbarkeiten kehren Sie für die Jahre 2025/2026 zu

lhrem Grundsatz eines Doppelhaushalts zurück.

Dies gibt einerseits eine gewisse Sicherheit hinsichtlich der Umlageent-

wicklung, birgt aber andererseits die Gefahr, auf abweichende aktuelle
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Entwicklungen gerade für das zweite Jahr des Doppelhaushalts nicht

bzw. nur in Form eines Nachtragshaushalts reagieren zu können.

Begrüßt wird, dass der geplante Umlagesatz für 2025 den im Rahmen der

Mittelfristplanung des Haushalts 2024 vorgesehenen Umlagesatz von

16,2 % einhält und dass für 2026 gegenüber der Mittelfristplanung von

16,5 % ein um 0,1 %-Punkte reduzierter Umlagesatz von 16,4 % einge-

plant werden soll. Dennoch stellt dies eine deutliche Steigerung gegen-

über dem aktuellen Umlagesatz 2024 von 15,45 % dar und führt für die

StädteRegion zu einer absoluten Umlagesteigerung in 2025 gegenüber

2024 von rd. 15,7 Mio. €.

Möglich macht dies u.a. der forcierte Einsatz der Ausgleichsrücklage.

Leider scheinen aber die Entwicklungen in der aktuell laufenden Bewirt-

schaftungsperiode dazu zu führen, dass ein Großteil der beim LVR vor-

handenen Ausgleichsrücklage zur Abdeckung des zu erwartenden Defi-

zits 2024 eingesetzt werden muss und insofern lediglich der danach kal-

kulierte verbleibende Betrag mit rd. 32,8 Mio. € in 2025 und mit rd.
7,9 Mio. € in 2026 umlagesenkend eingesetzt und damit die Ausgleichs-
rücklage weitgehend aufgezehrt wird. Es wird anerkannt, dass Sie damit

einer in den Vorjahren erhobenen Forderung nunmehr konsequent nach-

kommen und damit die Umlagesatzgestaltung zugunsten der Mitglieds-

kommunen positiv beeinflussen.

Sollte sich entgegen der Erwartungen für das laufende Jahr ein geringeres

Defizit abzeichnen oder ergeben, wird erwartet, dass etwaige verbleiben-

de Beträge in der Ausgleichsrücklage konsequent zur Abmilderung der

geplanten Umlagesatzsteigerungen eingesetzt werden.

Begrüßt und unterstützt werden darüber hinaus auch die fortgesetzten

Konsolidierungsbemühungen mit dem aktuellen Konsolidierungspro-

gramm, das für 2026 fortgeschrieben wurde.

Es wird angesichts der schwierigen Situation der kommunalen Haushalte

und der rapide ansteigenden Finanzierungsdefizite erwartet, dass auch

darüber hinaus die Konsolidierungsbemühungen nicht eingestellt, son-

dern im Gegenteil nach Möglichkeit noch verstärkt werden.

Dies bezieht sich insbesondere auch auf die gerade zum aktuellen Haus-

halt 2024 des LVR vielfach diskutierte, erhebliche Stellenplan- und damit

Personalkostenausweitung, die natürlich für die Jahre 2025ff. fortwirkt.

,,........ StädteRegion
A a c h e n
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Wie zu erwarten, haben offenbar eine Reihe der vorgesehenen Stellen-

ausweitungen für das jahr 2024 aktuell noch nicht zu einer entsprechen-

den Stellenbesetzung geführt. Hier wäre im Sinne einer Nachsteuerung

überlegenswert, ob nicht auf einen Teil der Stellen aus heutiger, aktueller

Betrachtung auch dauerhaft verzichtet werden kann.

Gleichfalls sollten auch die „freiwilligen Leistungen" im Hinblick auf mög-
liche Konsolidierungspotenziale nicht außer Betracht gelassen werden.

Diese mögen zwar dem Anteil an den Gesamtaufwendungen nach ge-

ringfügig erscheinen, machen aber dennoch absolut einen sicherlich

nicht geringfügigen Betrag aus.

Aufgrund des Konsolidierungsdrucks sehen sich viele Kommunen in der

Situation, in teils erheblichem Umfang auf das Instrument des globalen

Minderaufwands zurück zu greifen. Hier sollte der LVR sich solidarisch

verhalten und ebenfalls über einen verstärkten Einsatz dieses Instru-

ments zu einer weiteren Entlastung der Mitgliedskommunen beitragen.

Die ausgewiesene Landschaftsumlage 2025 von 3.872,3 Mio. € lässt bei
einem Umlagesatz von 16,2 % auf kalkulierte Umlagegrundlagen von rd.

23,903 Mrd. € schließen. Die zwischenzeitlich vorliegende Modellrech-
nung weist dagegen Umlagegrundlagen für den LVR von rd.

23,917 Mrd. aus, was bei einem Umlagesatz von 16,2 % zu Mehrerträ-

gen von rd. 2,6 Mio. € führt. Die Schlüsselzuweisungen liegen nach der
Modellrechnung für 2025 mit rd. 555,5 Mio. € um rd. 3,7 Mio. € über
lhrer eigenen Annahme. Zusammen führt das zu Mehrerträgen von rd.

6,3 Mio. € in 2025 und in der Fortschreibung zu einem noch etwas hö-
heren Betrag in 2026. Rein rechnerisch könnte damit die Inanspruch-

nahme der Ausgleichsrücklage in 2025 und 2026 um insgesamt rd.

13 Mio. reduziert werden und dieser Betrag könnte planerisch in 2027

eingesetzt werden, um den hohen Sprung im Umlagesatz von 16,4 % auf

16,92 % zumindest etwas (rechnerisch auf rd. 16,87 %) abzufedern.

Gleichfalls wird angeregt, anstelle der risikoaffinen eigenen Einschätzung

der Entwicklung der Umlagegrundlagen und Schlüsselzuweisungen auf

die Orientierungsdaten des Landes zurückzugreifen, was deutlich niedri-

gere Umlagesätze in der Planung ermöglichen würde.

Der vorgesehene Umlagebedarf des Jahres 2026 von 3.998,5 Mio. €
könnte dadurch, ausgehend von der Modellrechnung 2025, beispielswei-

se zunächst durch erhöhte Schlüsselzuweisungen in 2026 um rd.

StädteRegion
Aachen
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29,8 Mio. € auf rd. 3.968,7 Mio. € reduziert werden und dann bei erhöh-
ten Umlagegrundlagen mit einem Umlagesatz von rd. 15,9 % (anstelle

von 16,4 %) abgedeckt werden. Ähnliche Reduzierungsmöglichkeiten im

Umlagesatz und damit erhebliche Entlastungen für die Mitgliedskommu-

nen, die dringend benötigt werden, ergäben sich für die weitere Planung

der Jahre 2027 und 2028.

Sollten sich darüber hinaus im Zuge der Beratungen zum Haushalt

2025/2026 weitere Senkungspotenziale ergeben, beispielsweise durch

eine positivere Entwicklung der Sozialtransferaufwendungen im Laufe

des weiteren Jahres 2024, gehe ich davon aus, dass diese in der Umlage-

satzgestaltung eine entsprechend positive Berücksichtigung finden.

lch bedanke mich für die erkennbaren und im Ergebnis erfolgreichen

Bemühungen, dass der Umlagesatz für 2025/2026 in einem Rahmen ge-

halten wird, der nicht über die bisherige Mittelfristplanung hinausgeht.

Für Rückfragen stehe ich lhnen jederzeit gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

C14.444..*4

Dr. Tim GUtemeier

Städteregionsrat
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